
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Gleichstellungspolitik der Parteien 
Gleichstellungsorientierte Wahlprüfsteine 

zur Bundestagswahl 2021 
 
 



Gleichstellungsorientierte Wahlprüfsteine 
 
Im Vorfeld der Bundestagswahl 2021 interessierten die Allianz der Gleichstellungsbeauftragten der außeruniversitären Forschungsorganisationen (AGbaF) die 
gleichstellungspolitischen Haltungen, Konzepte und Vorhaben der verschiedenen Parteien. Anfang März 2021  gingen Wahlprüfsteine zur Gleichstellung an alle 
sechs im Bundestag vertretenen Parteien. Die Stellungnahmen der Parteien Bündnis 90 - Die GRÜNEN, SPD, DIE LINKE, CDU und FDP trafen zu unterschiedli-
chen Zeitpunkten ein. Die AfD schickte keine Antwort. 
 

Wahlprüfstein Bündnis 90 - Die GRÜNEN 
(Antwort am 12. Juli 2021) 

SPD 
(Antwort am 22. Juli 2021) 

DIE LINKE 
(Antwort am 22. Juli 2021) 

CDU 
(Antwort am 15. Sept. 2021) 

FDP 
(Antwort am 21. Sept. 2021) 

 
1. Plant Ihre Partei eine 
ganzheitliche Gleichstel-
lungsstrategie für die deut-
sche Wissenschaftsland-
schaft über bestehende 
Einzelmaßnahmen hinausge-
hend, insbesondere für die 
außeruniversitären For-
schungsorganisationen? 
Welche Meilensteine sind 
enthalten? Wie wird die 
Nachhaltigkeit gesichert? 

 
Nur ein Viertel der Professuren 
in Deutschland ist durch Frauen 
besetzt. Hinzu kommt, dass 
viele junge Wissenschaftlerin-
nen nur in befristeten Arbeits-
verhältnissen sind. Dies sind 
strukturelle Hindernisse, die es 
abzubauen gilt. Wir GRÜNE 
wollen einen Frauenanteil von 
mindestens 40 Prozent auf 
allen Ebenen durch die Einfüh-
rung konkreter Zielquoten, eine 
Strategie für die bessere Ver-
einbarkeit von Familie und 
Beruf im Wissenschaftsbereich, 
die Einführung eines verbindli-
chen Kaskadenmodells sowie 
den Ausbau des Professorin-
nenprogramms erreichen. In 
allen Beschäftigungsverhältnis-
sen wollen wir flexible Arbeits-
zeitmodelle ermöglichen, die es 
erlauben Beruf und Familie zu 
vereinbaren. Eine größere 
Diversität in der Wissenschaft 
hilft auch, geschlechterspezifi-
sche Datenlücken zu verringern 

 
Die SPD begreift die Gleichstel-
lung als eine übergreifende 
Querschnittsaufgabe, die sich 
vom Grundsatz der Geschlech-
tergerechtigkeit in allen wis-
senschaftspolitischen Maß-
nahmen niederschlägt. Das 
heißt konkret, dass sich die SPD 
für Personalentwicklungskon-
zepte in der Wissenschaft 
einsetzt, die selbstverständlich 
mehr Geschlechtergerechtig-
keit in der Wissenschaft beför-
dern sollen. Wir wollen zudem 
das Professorinnenprogramm 
weiterentwickeln und um die 
Förderung auf Qualifikations-
stufen vor der Professur erwei-
tern. Bei einem erweiterten 
Pakt für wissenschaftlichen 
Nachwuchs werden wir zudem 
sicherstellen, dass die Vergabe 
von TenureTrack-Professuren 
quotiert erfolgt. 

 
Frauen stellen den Großteil der 
Studienabsolvent_innen und 
sind dennoch bei  Postdoc- und 
Professor_innen-Stellen stark 
unterrepräsentiert. Die Corona-
Krise verstärkt diese Ungleich-
heit, was sich an deutlich zu-
rückgehenden Publikationen 
von Frauen zeigt. DIE LINKE 
fordert deshalb eine Gleichstel-
lungspolitik mit breitem Fokus, 
die neben einer Frauenquote 
von 50 Prozent auf jeder Karri-
erestufe auch die Arbeits- und 
Karrieremöglichkeiten des 
wissenschaftlichen und wissen-
schaftsunterstützenden Perso-
nals (z.B. in Sekretariaten, 
Bibliotheken, Laboren, Rechen-
zentren etc.) mit einbezieht. 
Dies gilt zum Beispiel hinsicht-
lich auszubauender Betreu-
ungs- und Fördermöglichkeiten 
für die wissenschaftliche bzw. 
berufliche Karriere von Frauen 
und für eine bessere Verein-
barkeit von Wissenschaft, Beruf 

 
Antwort zu 1 + 2 
CDU und CSU begrüßen, dass 
der Anteil von Frauen in Füh-
rungspositionen in der Wissen-
schaft kontinuierlich steigt. Die 
unionsgeführte Bundesregie-
rung hat vielfältige Maßnahmen 
für ein ausgewogenes Ge-
schlechterverhältnis im Wissen-
schaftssystem getroffen und 
verfolgt eine auf nachhaltige 
strukturelle Veränderung ange-
legte Strategie. Das Bundesmi-
nisterium für Bildung und For-
schung (BMBF) hat hierzu Pro-
gramme, Pakte und Initiativen 
implementiert, die in den Bund-
Länder-Vereinbarungen zur 
Exzellenzstrategie, dem Pakt für 
Forschung und Innovation und 
dem Zukunftsvertrag Studium 
und Lehre stärken enthalten 
sind. Wir haben uns dafür ein-
gesetzt, dass der Pakt für For-
schung und Innovation bis 2030 
verlängert wurde. Dessen Ziele 
umfassen auch die Gewährleis-

 
Wir Freie Demokraten setzen 
uns für mehr Diversität in der 
Gesellschaft im Allgemeinen 
und in der Wissenschaft im 
Besonderen ein. Wir wollen in 
der Wissenschaft für mehr 
Diversität sorgen, denn For-
schung lebt auch vom Perspek-
tivwechsel. Doch leider zahlen 
die außeruniversitären For-
schungsorganisationen immer 
noch lieber die Ausgleichsab-
gabe, anstatt fünf Prozent der 
Arbeitsplätze mit Menschen 
mit Behinderungen zu beset-
zen. Leider ist der Anteil von 
Frauen insbesondere in Füh-
rungspositionen und vor allem 
in MINT-Fächern nach wie vor 
deutlich zu gering. Wir möch-
ten bessere Rahmenbedingun-
gen an Hochschulen für Wis-
senschaftskarrieren schaffen. 
Dabei ist uns auch die Verein-
barkeit von Familie und Beruf 
ein zentrales Anliegen – zum 
Beispiel durch eine bessere 
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und neue Perspektiven einzu-
bringen. Wir wollen alle thema-
tischen Forschungsförderpro-
gramme der Hightech-Strategie 
systematisch für Genderfor-
schung öffnen. 

und Familie. In den wissen-
schaftsunterstützenden Berei-
chen sind Frauen überwiegend 
in den unteren und mittleren 
Gehaltsgruppen zu finden. Hier 
wollen wir Ansätze zur Aufwer-
tung von Tätigkeiten (z.B. im 
Sekretariat) und zur Weiter- 
und Höherqualifizierung för-
dern. Die Bundesstiftung 
Gleichstellung wollen wir zur 
Partnerin für das nachhaltige 
Monitoring der Gleichstellung 
machen. Geschlechtergerech-
tigkeit und aktive Gleichstel-
lungspolitik müssen als Quali-
tätsmerkmale wissenschaftli-
cher Institutionen verstanden 
werden. 

tung chancengerechter und 
familienfreundlicher Strukturen. 
Wir erwarten, dass die For-
schungsorganisationen das 
Kaskadenmodell anwenden, um 
die Gleichstellung in der Wis-
senschaft voranzutreiben. Dar-
über hinaus fördert das Bun-
desministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) mit der För-
derrichtlinie „Innovative Frauen 
im Fokus“ die nachhaltige Um-
setzung von Maßnahmen, die 
die Sichtbarkeit von Frauen in 
der Wissenschafts- und Innova-
tionskultur im Sinne der Chan-
cengerechtigkeit erhöhen. Von 
2020 bis 2026 stellt das BMBF in 
diesem Rahmen Mittel in Höhe 
von 41 Millionen Euro für For-
schungs- und Umsetzungspro-
jekte bereit. Auch unterstützen 
wir Kooperationen von For-
schungseinrichtungen und 
Hochschulen mit kommunalen 
Einrichtungen bei der Kinderbe-
treuung. Wir setzen uns für 
familienfreundliche Anstel-
lungsmodelle insbesondere in 
der Postdoc-Phase ein. 
CDU und CSU begrüßen, dass im 
Mai 2021 die Bundesstiftung 
Gleichstellung ins Leben gerufen 
und damit ein Vorhaben aus 
dem Koalitionsvertrag umge-
setzt wurde. Die Stiftung wird 
sich aktuellen Herausforderun-
gen der gerechten Partizipation 

Kinderbetreuung an Hochschu-
len und die Möglichkeit für 
Väter und Mütter, ihre Lehr-
verpflichtungen beziehungs-
weise Forschungszeiten selbst-
bestimmter festzulegen. Des 
Weiteren setzen wir uns für 
eine Untersuchung zur Situati-
on von Frauen in der deutschen 
Wissenschaft ein – nach dem 
Vorbild des MIT (Massachus-
etts-Institut für Technologie) 
Ende der 1990er Jahre. 

 
2. Welche Rolle wird die 
schon im letzten Koalitions-
vertrag vereinbarte ressort-
übergreifende Bundesstif-
tung Gleichstellung im Rah-
men einer solchen Strategie 
spielen? Wie werden Sie 
garantieren, dass die gleich-
stellungspolitische Expertise 
der AGbaF in Aufbau und 
Entwicklung der Stiftung 
einfließt? 

 
Die neu geschaffene Bun-
desstiftung Gleichstellung 
werden wir GRÜNE zu einer 
effektiven Institution ausbauen, 
die gesichertes Wissen zu den 
Lebenslagen aller Geschlechter 
bereitstellt und wirksame 
Maßnahmen für Gleichberech-
tigung entwickelt, bündelt und 
für Wirtschaft, Politik und 
Öffentlichkeit zugänglich 
macht. Hierfür leisten die Sozi-
alwissenschaften und die Gen-
der Studies einen unverzichtba-
ren Beitrag. Wir brauchen eine 
Gleichberechtigungsstrategie, 
die alle Lebens- und Politikbe-
reiche umfasst, ressortüber-

 
Die neue Bundesstiftung 
Gleichstellung ist Impulsgebe-
rin, um gleiche Chancen für 
Frauen und Männer in unserem 
Land zu befördern. Im Bereich 
der Wissenschaft sind hier 
zusätzliche Anstrengungen 
nötig. Gleichstellungsarbeit in 
der Wissenschaft ist explizit ein 
Handlungsfeld der Bundesstif-
tung. Die SPD wird die Impulse 
der Bundesstiftung Gleichstel-
lung für die politische Arbeit 
dankbar aufnehmen. Das gilt 
auch für Impulse aus Verbän-
den wie Ihrem. Die SPD steht 
für Politik im Dialog. 

 
Schon seit Mitte der 1990er 
Jahre wird auf internationaler 
Ebene eine institutionelle Ver-
ankerung von Gleichstellungs-
politik gefordert. DIE LINKE 
unterstützt deshalb die längst 
überfällige Etablierung einer 
Bundesstiftung Gleichstellung 
in Deutschland. Als LINKE ver-
stehen wir Gleichstellung als 
umfassendes Querschnittsthe-
ma. Es braucht dringend eine 
Einbindung verschiedenster 
Akteur*innen, die an der 
Schnittstelle von Gleichstellung 
und anderen gesellschaftlichen 
Bereichen arbeiten, darunter 
auch der außeruniversitären 

 
Das Gesetz zur Errichtung einer 
"Bundesstiftung Gleichstellung" 
trat im Mai 2021 in Kraft. Der-
zeit befindet sich die Stiftung 
im Aufbau. Die Aufgabe der 
Stiftung ist es, für mehr Wissen, 
mehr Aktion zwischen Verwal-
tung, Zivilgesellschaft, Wissen-
schaft und Wirtschaft sowie 
mehr Innovation in der Gleich-
stellungspolitik zu sorgen. Diese 
drei zentralen Aspekte unter-
stützen auch wir Freie Demo-
kraten. Für uns ist entschei-
dend, dass die neue Stiftung 
insbesondere dazu beiträgt, 
Gleichstellung zu beschleuni-
gen. Dazu sollte sie bereits 
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greifend arbeitet und die Er-
kenntnisse in umsetzbare Ziele 
übersetzt. Es wird Zeit für eine 
feministische Regierung, in der 
Frauen und Männer gleicher-
maßen für Geschlechtergerech-
tigkeit eintreten. Aufbau und 
Entwicklung der Stiftung sollte 
durch die gleichstellungspoliti-
sche Expertise aus der Wissen-
schaft begleitet werden.  

Forschung (wie der AGbaf).  von Frauen und Männern in 
Gesellschaft, Politik, Wirtschaft 
und Wissenschaft widmen. Sie 
soll erfolgreiche Ansätze be-
kannt machen, Informationen 
bereitstellen, beraten und die 
Entwicklung neuer Ideen unter-
stützen. Dabei war es CDU und 
CSU wichtig, dass die Stiftung 
bestehende Strukturen sinnvoll 
ergänzt und nicht doppelt. Über 
die weiteren Schritte bei Aufbau 
und Entwicklung der Stiftung 
entscheidet der Stiftungsrat. 

vorhandenes Wissen nutzen, es 
gezielt erweitern und mit mo-
dernen Mitteln in die Umset-
zung bringen. 

 
3. Wie wird Ihre Partei der 
ungleichen Repräsentation 
der Geschlechter in den 
außeruniversitären For-
schungs-organisationen - 
insbesondere auf Führungs-
ebene - entgegenwirken? 

 
Obwohl es viele erfolgreiche 
Frauen gibt, sind sie in der 
Wissenschaft noch immer 
unterrepräsentiert - das gilt 
nicht nur für Forschung und 
Lehre, sondern auch bei den 
Leitungspositionen. Es wird 
höchste Zeit, dass mehr Frauen 
eine Hochschule leiten. Gerade 
einmal 23 Prozent der Hoch-
schulen werden von Frauen 
geleitet. Von den fünf großen 
außeruniversitären For-
schungsorganisationen hat nur 
die Deutsche Forschungsge-
meinschaft eine Frau an der 
Spitze. Das zeigt den großen 
Aufholbedarf, den es in 
Deutschland bei der Chancen-
gleichheit gibt. Darum muss das 
Professorinnen-Programm 
fortgesetzt und ausgeweitet 
werden und ein verbindliches 

 
Die SPD setzt sich dafür ein, 
dass Personalentwicklung unter 
dem Aspekt der Geschlechter-
gerechtigkeit erfolgt. In Perso-
nalentwicklungskonzepten sind 
wissenschaftliche Einrichtun-
gen gefordert darzustellen, wie 
sie den Frauenanteil in allen 
Positionen bis zur Führungs-
ebene anheben. 

 
DIE LINKE setzt sich bereits jetzt 
mit für eine nachhaltige Quote 
in Führungspositionen ein, die 
eine paritätische Besetzung der 
oberen Führungsebenen im 
Öffentlichen Dienst vorsieht. 
Ferner fordert DIE LINKE in 
ihrem Wahlprogramm eine 
konsequente Gleichstellungs-
politik an Forschungseinrich-
tungen und Hochschulen, die 
sowohl eine 50-prozentige 
Frauenquote auf jeder Karrie-
restufe als auch andere Maß-
nahmen vorsieht . 
DIE LINKE sieht dazu eine 
Gleichstellungsstrategie zur 
Förderung der Geschlechterge-
rechtigkeit in der Wissenschaft 
vor. Wie in den bereits vorlie-
genden Anträgen der Fraktion 
DIE LINKE zum FüPoG II, sollen 
Gleichstellungsbeauftragte 

 
CDU und CSU ist es wichtig, dass 
Frauen in den außeruniversitä-
ren Forschungseinrichtungen 
auf allen Ebenen vertreten sind 
und auch ein ausgewogenes 
Geschlechterverhältnis auf 
Führungsebene vorhanden ist. 
Die Einrichtungen müssen des-
halb Maßnahmen zur Unter-
stützung von Nachwuchswis-
senschaftlerinnen und für fami-
lienfreundliche Arbeitsbedin-
gungen etablieren. Wir werden 
weiterhin auf eine Erhöhung der 
Frauenanteile bei Stellenbeset-
zungen hinwirken, wobei dies 
abhängig von der Bewerbungs-
lage unterschiedlich schnell 
verlaufen kann. Deshalb wollen 
wir insbesondere die bisher 
unterdurchschnittlichen Frau-
enanteile im MINT-Berufsfeld 
erhöhen und dafür werben, 

 
Aus Sicht der Freien Demokra-
ten haben wir hier weniger ein 
Erkenntnis- als vielmehr ein 
Umsetzungsproblem. Die Prob-
leme sind bekannt und die 
Forderungen liegen auf dem 
Tisch. Es geht aber viel zu lang-
sam voran. Woran dies jedoch 
im Einzelnen liegt, wollen wir 
durch eine systematische Un-
tersuchung sowie eine quanti-
tative und qualitative Analyse 
am Beispiel des KIT erheben. 
Das KIT ist sowohl Exzellenzuni-
versität als auch Institut der 
Helmholtz-Gemeinschaft und 
gehört mit seinen rund 9.300 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern zu den Großforschungs-
standorten. Daher würde sich 
das KIT hervorragend für eine 
rasch durchzuführende Pilot-
studie eignen (vgl. „Gleichstel-
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Kaskadenmodell eingeführt 
werden. Langfristig wollen wir 
GRÜNE auf allen Ebenen einen 
Frauenanteil von mindestens 
40 Prozent etablieren. In Zu-
sammenarbeit mit den Ländern 
wollen wir das Kaskadenmodell 
im PFI verbindlicher ausgestal-
ten. 

dabei in ihren Rechten und 
Handlungsmöglichkeiten ge-
stärkt werden, um so bei-
spielsweise Berufungskommis-
sionen im wissenschaftlichen 
Kontext wirkmächtig begleiten 
zu können. Des Weiteren setzt 
sich DIE LINKE für eine ge-
schlechtergerechte Bezahlung 
und Karrieremöglichkeiten der 
wissenschaftsunterstützenden 
Beschäftigungsgruppen ein. 
Außerdem wollen wir verlässli-
che Arbeitsverhältnisse und 
planbare Karriereperspektiven 
für den akademischen Mittel-
bau und eine bessere Verein-
barkeit von Familie und Wis-
senschaft. 

dass sich mehr Frauen für MINT-
Berufswege begeistern. Hierfür 
wollen wir ihnen Qualifizie-
rungs- und Karrieremöglichkei-
ten aufzeigen und sie mit Bera-
tungsleistungen unterstützen. 
Wir brauchen mehr weibliche 
Rollenvorbilder in Wissenschaft 
und Forschung, um Frauen für 
Karrierewege in der Wissen-
schaft zu motivieren. Um die 
Präsenz von Frauen auf allen 
Qualifikationsstufen im Wissen-
schaftssystem zu steigern, hat 
die unionsgeführte Bundesre-
gierung gemeinsam mit den 
Ländern bereits 2008 das sehr 
erfolgreiche Professorinnenpro-
gramm ins Leben gerufen. Der 
Anteil der Professorinnen an 
deutschen Hochschulen konnte 
so von rund 16 Prozent im Jahr 
2007 auf nahezu 25 Prozent im 
Jahr 2021 gesteigert werden. 
Das strahlt auf das gesamte 
Wissenschaftssystem aus und 
wird auch den Anteil der Frauen 
auf der wissen-schaftlichen 
Führungsebene erhöhen. Des-
halb werden wir diesen erfolg-
reichen Weg weitergehen. 

lung in der Wissenschaft – 
Vorgehensweise des Massa-
chusetts Institute of Technolo-
gy als Vorbild für das deutsche 
Wissenschaftssystem“ BT-Drs.-
19/23629). In die Führungs-
ebene aufsteigen kann aber 
meist nur, wer schon früh am 
Ball ist. Wir Freie Demokraten 
fordern daher eine MINT-
Offensive. Pädagoginnen und 
Pädagogen müssen für experi-
mentelles und forschendes 
Lernen in allen Kitas ausgebil-
det werden. Mit modernen 
Makerspaces in Schulen ermög-
lichen wir allen Jugendlichen 
bessere Zukunftschancen. Auch 
fordern wir ein gezieltes Maß-
nahmenpaket für die Förde-
rung von Mädchen und Frauen 
im MINT-Bereich. Denn so 
werden aus jungen Forscherin-
nen aufgeweckte Erwachsene, 
die wissenschaftliche Innovati-
onen aktiv mitgestalten. 

 
4. Verfolgt Ihre Partei einen 
Gender Budgeting Ansatz im 
Sinne einer geschlechterge-
rechten Partizipation an 
finanzpolitischen Entschei-
dungen? 

 
Finanz- und haushaltspolitische 
Entscheidungen sind nicht 
geschlechterneutral - ganz im 
Gegenteil. Steuer- und Finanz-
politik können die Diskriminie-
rung von Frauen verschärfen. 

 
Wir wollen ein Jahrzehnt der 
Gleichstellung. Die Gleichstel-
lung von Frauen und Männern 
ist eine Aufgabe für die gesam-
te Gesellschaft. Sie ist eine 
Querschnittsaufgabe, die alle 

 
Besonders in Zeiten, in denen 
sich soziale Ungleichheiten und 
geschlechtliche Arbeitsteilun-
gen weiter verschärfen, 
braucht es politische Instru-
mente, die effektiv gegensteu-

 
Antwort 4, 5 + 6 
CDU und CSU stehen für solide 
Finanzen und wollen einen 
zukunftsfesten Bundeshaushalt 
aufstellen. Unser Ziel ist eine 
langfristige und generationen-

 
Aus Sicht der Freien Demokra-
ten gibt es kein pauschales 'Ja' 
oder 'Nein' zum Gender Budge-
ting, da dieser Begriff oftmals 
sehr weit gefasst wird. Unter-
schiede in der Verteilung von 
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Gleichstellungsaspekte lassen 
sich nicht auf einzelne Politik-
bereiche beschränken. Viel-
mehr handelt es sich um eine 
Querschnittsaufgabe, die im 
Gesetzgebungsprozess aller 
Politikfelder, wie etwa in der 
Steuer-, Wirtschafts-, Arbeits-
markt-, Sozial- und Verkehrspo-
litik, relevant ist. Daher ist eine 
Gesetzesfolgenabschätzung als 
eine Art Vogelperspektive 
unabdingbar, um Gleichstel-
lungsaspekte bei allen Geset-
zen berücksichtigen zu können. 
Vermeintlich geschlechterneut-
rale Verwaltungsroutinen müs-
sen aufgebrochen werden. 
Gleichstellungsaspekte müssen 
bereits bei der Erarbeitung von 
Verwaltungsprodukten Berück-
sichtigung finden. 

Bereiche durchziehen muss: 
Familienpolitik, Arbeitsmarkt-
politik, Sozialpolitik, Bildungs- 
und Rechtspolitik – aber auch 
Haushalts- und Finanzpolitik. 
Dies schließt eine geschlech-
tergerechte Haushaltssteue-
rung mit ein. 

ern: Soziale und geschlechter-
gerechte Haushalte und Kon-
junkturmaßnahmen sind eine 
Vorausset-zung zur effizienten 
Bekämpfung des Gender Pay 
Gaps (Lohnlücke zwischen den 
Ge-schlechtern) und des Gen-
der Care Gaps (Sorgelücke zwi-
schen den Geschlechtern). DIE 
LINKE fordert daher Gender 
Budgeting auf allen Ebenen - 
auf Kommunal-, Landes- und 
Bundesebene: Gender Budge-
ting ist die Verwirklichung der 
Gleichstellung der Geschlechter 
im Haushalt. Haushalte bilden 
Verteilungsverhältnisse ab und 
sind Ausdruck von politischen 
Prioritätensetzungen. Deshalb 
fordern wir, dass die Bundesre-
gierung mit Beginn der Aufstel-
lung des Bundeshaushalts 2022 
systematisch die Geschlechter-
gerechtigkeit bei der Planung 
und im Vollzug des Bundes-
haushalts berücksichtigt. Die 
Implementierung von Gender 
Budgeting in die Haushaltspoli-
tik betrifft alle haushälteri-
schen Bereiche wie zum Bei-
spiel die Infrastruktur. DIE 
LINKE fordert außerdem eine 
bessere Ausstattung sowie eine 
Ausweitung der Durchsetzungs-
rechte der Gleichstellungsbe-
auftragten. 

gerechte Haushaltsführung im 
Bund. Auch sehen wir uns in 
unserem Handeln der Gleichbe-
rechtigung von Frauen und 
Männern verpflichtet. Den 
Artikel 3 des Grundgesetzes 
„Männer und Frauen sind 
gleichberechtigt. Der Staat 
fördert die tatsächliche Durch-
setzung der Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern und 
wirkt auf die Beseitigung beste-
hender Nachteile hin“ haben 
CDU und CSU auch im Hinblick 
auf die Gestaltung der öffentli-
chen Mittelverwendung im 
Fokus. Wir halten allerdings die 
Implementierung von Gender 
Budgeting im Bundeshaushalt 
nicht für ein geeignetes Instru-
ment, um die Gleichstellung der 
Geschlechter durchzusetzen. 
Der Bundeshaushalt beschreibt 
den finanziellen Rahmen der 
einzelnen Fachbereiche, legt ihn 
gesetzlich fest und ermächtigt 
die jeweils zuständigen Ressorts 
dazu, die erforderlichen Ausga-
ben zu leisten. Die Umsetzung 
gleichstellungspolitischer Ansät-
ze gehört damit in die Verant-
wortung der einzelnen Ressorts 
und Fachbereiche. Nach § 2 
ihrer Gemeinsamen Geschäfts-
ordnung sind die Bundesmini-
sterien bereits in der Pflicht, in 

Haushaltsmitteln sind eine 
Konsequenz aus zuvor ge-
troffenen politischen Entschei-
dungen. Hier gilt es, wie in den 
anderen Fragen beschrieben 
die richtigen Grundsatzent-
scheidungen zu treffen, damit 
die Haushaltsmittel bei den 
richtigen Adressatinnen und 
Adressaten ankommen. 
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5. Berücksichtigt eine solche 
Strategie Infrastruktur, per-
sonelle Ressourcen, gleich-
stellungsrelevante For-
schungsthemen sowie die 
Ausstattung von Gleichstel-
lungsbeauftragten? 

 
Die Bundesregierung soll dem 
Bundestag und der Öffentlich-
keit einmal pro Legislaturperio-
de einen Fortschrittsbericht zur 
„Geschlechtergerechtigkeit in 
Wissenschaft und Forschung“ 
vorlegen. Wir GRÜNE wollen 
einen eigenen Förderschwer-
punkt Maßnahmenerforschung 
zur Gleichstellung von Frauen 
im Wissenschaftsbetrieb ein-
richten. Denn um die besten 
Strategien zu etablieren, die zu 
nachhaltigen Veränderungen 
der Strukturen führen, braucht 
es mehr Wissen und Kompe-
tenz darüber, ob und welche 
Ansätze wirksam sind. Wir 
wollen außerdem alle themati-
schen Forschungsförderpro-
gramme der Hightech-Strategie 
systematisch für Genderfor-
schung öffnen. 

 
Gleichstellung als übergreifen-
de Querschnittsaufgabe 
schließt nicht nur die Personal-
entwicklung, sondern auch die 
Berücksichtigung bei Investitio-
nen und der Finanzierung von 
Maßnahmen mit ein. Die SPD 
setzt sich für eine starke Ge-
schlechterforschung im Rah-
men der Zuständigkeiten des 
Bundes ein. 

DIE LINKE setzt sich für eine 
Geschlechter gerechte Teilhabe 
an Wissenschaft in Deutschland 
ein. Dabei sind unter anderem 
die Vereinbarkeit von Familie 
und Wissenschaft, sowie die 
Förderung der Karrierewege 
von Wissenschaftlerinnen in 
der Forschung durch Quoten, 
Mentoring- Programme, Stär-
kung der Gleichstellungsbeauf-
tragten und verlässliche Ar-
beitsverhältnisse für die wis-
senschaftlich Beschäftigen ein 
wichtiger Bestandteil der 
Gleichstellungstrategie der 
Partei DIE LINKE, um 
Genderaspekten in zukünftige 
Forschung einzubeziehen. Die 
bereits bestehenden Empfeh-
lungen der DFG zur "for-
schungsorientierten Gleichstel-
lung" unterstützt die LINKE 
hierbei, um eine gleichberech-
tigte Teilhabe aller Geschlech-
ter in der Forschung zu ermög-
lichen. Um dem neoliberalen 
Mainstream kritisches Denken 
zur Seite zu stellen, wollen wir 
plurale Ansätze in Forschung 
und Lehre an Hochschulen und 
Universitäten fördern. Dazu 
gehören explizit (post-) keyne-
sianische, marxistische, ökolo-
gische und feministische Theo-
rien. 

ihrem Fachbereich die Gleich-
stellung von Frauen und Män-
nern als durchgängiges Leitprin-
zip bei allen politischen, norm-
gebenden und verwaltenden 
Maßnahmen zu fördern. Die 
Maßnahme des Gender Budge-
tings halten wir deshalb für 
nicht erforderlich. 

Wir sind der Überzeugung, dass 
sich die Führungskulturen der 
AUFs wandeln müssen. Noch 
wirken unbewusste Vorurteile 
("Unconscious Bias"), die unbe-
dingt noch stärker hinterfragt 
werden müssen. Nicht jede 
Spitzenwissenschaftlerin und 
jeder Spitzenwissenschaftler ist 
auch eine gute Führungskraft. 
Stark hierarchische Strukturen 
und Abhängigkeitsverhältnisse 
können dazu beitragen, Ar-
beitsatmosphären negativ zu 
beeinflussen. Auch wenn sich 
die AuF dessen zunehmend 
bewusster werden, muss an der 
Umsetzung von Erkenntnissen 
noch gearbeitet werden. 



Wahlprüfstein Bündnis 90 - Die GRÜNEN 
(Antwort am 12. Juli 2021) 

SPD 
(Antwort am 22. Juli 2021) 

DIE LINKE 
(Antwort am 22. Juli 2021) 

CDU 
(Antwort am 15. Sept. 2021) 

FDP 
(Antwort am 21. Sept. 2021) 

 
6. Berücksichtigt eine solche 
Strategie die Ausweitung des 
Zuwendungsrechts bezüglich 
der finanziellen Unterstüt-
zungsmöglichkeiten der 
Karrieren von Wissenschaft-
lerinnen? 
 

 
Die Ausweitung des Zuwen-
dungsrechts ist eine mögliche 
Maßnahme, um Karrieren von 
Wissenschaftlerinnen finanziell 
zu unterstützen. Das sollte im 
Zuge des Fortschrittsberichts 
„Geschlechtergerechtigkeit in 
Wissenschaft und Forschung“ 
geprüft werden. 

 
Die SPD möchte die Karrieren 
von Frauen in der Wissenschaft 
stärken. Deswegen setzten wir 
uns für eine Ausweitung des 
Professorinnenprogramms ein 
und sorgen dafür, dass auf allen 
Stufen der wissenschaftlichen 
Karriere Maßnahmen für mehr 
Geschlechtergerechtigkeit 
mitgedacht werden. 

  
Das Zuwendungsrecht gilt es 
laufend zu überprüfen und 
wenn notwendig, bei Bedarf 
anzupassen. Dies betrifft neben 
wirtschaftlichen und politi-
schen Veränderungen auch 
gesellschaftliche Gesichtspunk-
te. Im Rahmen dieser Prüfung 
sind daher auch Gleichstel-
lungsaspekte zu berücksichti-
gen. 

 
7. Wie wollen Sie gewährleis-
ten, dass künftig Genderas-
pekte in allen Forschungspro-
jekten Berücksichtigung 
finden? 

 
Wir GRÜNE fordern, alle the-
matischen Forschungsförder-
programme der Hightech-
Strategie systematisch für 
Genderforschung zu öffnen und 
Genderforschungsaspekte sehr 
viel systematischer bei der 
Entwicklung und Ausschreibung 
von Forschungsförderlinien zu 
berücksichtigen. Auch in der 
Ressortforschung des Bundes 
sollen Genderaspekte stärkere 
Berücksichtigung finden und 
die Genderkompetenz der 
Akteur*innen in der Ressortfor-
schung erhöht werden. Dar-
über hinaus soll evaluiert und 
dem Bundestag berichtet wer-
den, wie Gender 
Mainstreaming im Forschungs-
bereich umgesetzt wird. Bei der 
Evaluation soll insbesondere 
auch die Wirksamkeit der Ar-
beitshilfe zu § 2 der Gemein-
samen Geschäftsordnung der 

 
Dem Forschungsverständnis 
der SPD liegt ein ganzheitliches 
Verständnis von Forschung zu 
Grunde. Forschung findet nicht 
in abgeschlossenen Räumen 
statt, sondern ist eingebunden 
in transdisziplinäre Strukturen 
und den gesellschaftlichen 
Kontext. Das zu berücksichtigen 
ist auch Aufgabe der For-
schungsförderung und schließt 
den Bereich der Geschlechter-
gerechtigkeit mit ein. 

  
Geschlechterdifferenzierte 
Betrachtungen und Genderas-
pekte sind in ganz vielen Berei-
chen in Bezug auf Fragestellun-
gen, Forschungsmethoden und 
Analyseverfahren notwendig. 
Ein offensichtliches Beispiel ist 
die Medizin, wo sich optimale 
Diagnoseverfahren, Medika-
mente und Therapien bei Frau-
en und Männern deutlich unter-
scheiden können. CDU und CSU 
begrüßen deshalb, dass sich das 
Bundesministerium für Bildung 
und Forschung mit der Richtlinie 
„Geschlechteraspekte im Blick“ 
die strukturelle Verankerung 
von Geschlechteraspekten in 
der Forschung in allen Fachge-
bieten vorantreibt. Inzwischen 
wird auch im EU-
Rahmenprogramm Horizont 
Europa Genderaspekten ein 
hoher Stellenwert bei-
gemessen. Wir setzen uns dafür 

 
Der Forschungsstandort 
Deutschland steht in einem 
harten internationalen Wett-
bewerb. Die Forschungsfreiheit 
ist ein hohes Gut. Gleichzeitig 
ist es entscheidend, dass Wis-
senschaft und Forschung 
nachweisbare Ergebnisse und 
Lösungen (sei es Output, Out-
come und/oder Impact) für 
existenzielle Fragen entwickeln. 
Technologische wie soziale 
Innovationen müssen die Wirt-
schaft ebenso wie die Gesell-
schaft voranbringen sowie 
Fortschritt und Wettbewerbs-
fähigkeit sichern. Stärker als 
bisher muss im Selbstverständ-
nis öffentlich geförderter For-
schung verankert werden, dass 
gesellschaftlicher Nutzen im 
Sinne von Impact daraus er-
wachsen sollte. Welcher Nut-
zen das sein könnte und welche 
Anstrengungen unternommen 
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Bundesministerien (GGO) 
„Gender Mainstreaming in 
Forschungsvorhaben“ geprüft 
werden. Dieses Instrument 
muss so überarbeitet werden, 
dass es tatsächlich zur ange-
strebten querschnittsmäßigen 
Verankerung von Geschlechter-
forschungsperspektiven in der 
Ressortforschung kommt. 

ein, dass Genderaspekte auch in 
der Forschung der außeruniver-
sitären Einrichtungen selbstver-
ständlich werden. 

werden müssten, damit er 
entsteht, muss permanent 
mitgedacht werden(vgl. „For-
schungsstrukturen und -
kulturen neu denken − Hand-
lungsfelder zur Stärkung von 
Agilität, Effizienz und Impact 
außeruniversitärer Forschungs-
einrichtungen“ BT-Drs.-
19/30835). 

 
8. Welche Pläne hat Ihre 
Partei, um Chancengleich-
heitsaspekte und vorhande-
ne Gleichstellungsexpertise 
von Anfang an in die Strate-
gie-entwicklung gegen die 
Aus-wirkungen von Krisen 
konsequent zu integrieren? 

 
In Krisenzeiten, wie jetzt wäh-
rend der Bewältigung der Pan-
demie, ist ein geschlechtersen-
sibler Blick notwendig, um zu 
gewährleisten, dass die aufge-
setzten Maßnahmen und Pro-
grammen nicht zur Benachtei-
ligung von Frauen und zu Rück-
schritten bei gleichstellungspo-
litischen Errungenschaften 
führen. Wir GRÜNE haben im 
Bundestag konkrete kurz- und 
langfristige Instrumente in den 
Bereichen Arbeitsmarkt- und 
Steuerpolitik, Zeit- und Famili-
enpolitik sowie zu Frauen in 
Führungspositionen von Wis-
senschaft, Politik und Wirt-
schaft vorgeschlagen. Darüber 
hinaus fordern wir die Einfüh-
rung eines Geschlechtergerech-
tigkeits-Checks, mit dem alle 
bestehenden und kommenden 
Krisenmaßnahmen und Geset-
zesvorschläge auf ihre unmit-
telbaren und mittelbaren Aus-
wirkungen auf Frauen und 

 
Bestehende ungleiche Chancen 
von Frauen und Männer zeigen 
sich in Krisensituationen noch-
mal besonders deutlich. Macht, 
Geld und Zeit sind noch immer 
ungerecht verteilt. Wir wollen 
erreichen, dass Frauen und 
Männer auf ihrem Lebensweg 
die gleichen Chancen haben, an 
der Verteilung teilzuhaben. Auf 
Betreiben der SPD haben wir 
mit der Gleichstellungsstrate-
gie der Bundesregierung dafür 
gesorgt, dass die aktive Gleich-
stellung der Geschlechter zur 
gemeinsamen Sache aller Res-
sorts wird. Wir kämpfen nicht 
nur in Krisenzeiten weiter für 
Verbesserungen – wir sind 
immer Anwält*innen für eine 
faire Entlohnung, Beteiligung 
und Partnerschaftlichkeit in 
Beruf und Familie. Dabei ste-
hen wir im kontinuierlichen 
Austausch mit Expert*innen 
und Vertreter*innen aus der 
Zivilgesellschaft. Mit der Ein-

 
Gerade in Krisen ist es wichtig, 
die unterschiedlichen Lebens-, 
Arbeits- und Lohnbedingungen 
von Frauen und Männern zu 
berücksichtigen und Frauen 
gleichermaßen auf Entschei-
dungsebenen zu beteiligen. 
Geschlechtergerechtes Ent-
scheidungsmanagement wurde 
in der Vergangenheit meist 
versäumt. Eine Analyse der 
Konjunkturpakete I und II im 
Rahmen der Corona-
Krisenbewältigung 2020 zeigt, 
dass viele der darin getroffenen 
Maßnahmen gleichstellungspo-
litisch sogar negative Effekte 
hatten. Diese Fehler dürfen sich 
nicht wiederholen. Bund und 
Länder müssen sicherstellen, 
dass Frauen in öffentlichen 
Krisenstäben und anderen 
relevanten Entscheidungsgre-
mien gleichermaßen beteiligt 
und die unterschiedlichen 
Lebensbedingungen von Frauen 
und Männern berücksichtigt 

 
CDU und CSU wollen in den 
bilateralen und multilateralen 
Anstrengungen für zivile Krisen-
prävention und Stärkung von 
Demokratie und Menschenrech-
ten die Geschlechtergerechtig-
keit stets mitdenken und jene 
zivilgesellschaftlichen Prozesse 
und Gruppen zu unterstützen, 
die sich für Frauen- und Mäd-
chenrechte einsetzen. Die uni-
onsgeführte Bundesregierung 
hat deshalb im Zuge der Mit-
gliedschaft Deutschlands im 
Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen im Juli 2020 den 
Kampf gegen sexualisierte Ge-
walt und den Einsatz für die 
Rechte und den Schutz von 
Mädchen und Frauen auf der 
Welt zu einem Schwerpunkt 
erhoben. Frauen spielen eine 
wichtige Rolle bei Wiederauf-
bau, Transformation und Frie-
denskonsolidierung in Postkon-
fliktländern. Deutschlands wer-
teorientierte Außen- und Ent-

 
Die Corona-Krise hat gezeigt, 
dass Frauen verstärkt in alte 
Rollenmuster zurückgedrängt 
wurden. Insbesondere, wenn 
sie Kinder versorgen oder 
Pflegeaufgaben nachgehen 
muss-ten. Wichtig ist jetzt, 
negative Auswirkungen auf die 
weiteren wissenschaftlichen 
Karrierewege der betroffenen 
Frauen aufzufangen. 
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Männer geprüft werden. richtung der Bundesstiftung 
Gleichstellung haben wir eine 
weitere wichtige Grundlage 
geschaffen, um die Gleichstel-
lungspolitik auch strukturell zu 
stärken und den Austausch zu 
fördern. 

werden. Finanzielle Hilfsmaß-
nahmen sind daraufhin zu 
prüfen, dass sie Frauen und 
Männern gleichermaßen zu-
gutekommen (Gender Budge-
ting, siehe Frage 4). 

wicklungspolitik sieht sich in der 
Verpflichtung, nachhaltig für 
Frauen- und Mädchenrechte 
einzutreten. Diese Aufgabe ist 
daher nicht nur von den natio-
nalen Politiken, sondern auch 
von der Europäischen Union 
durch die Einbeziehung des 
Aspekts der Gleichstellung in 
allen Politikbereichen bei der 
Entwicklung und Umsetzung 
adäquater außen- und sicher-
heitspoliti-scher Maßnahmen zu 
berück-sichtigen. 

 


